Arbeitsgemeinschaft für Bildungsfragen
                                                    20. Januar 2005

in der SPD Berlin

Kreisverband Steglitz-Zehlendorf

Antrag an die AfB-Landesdelegiertenkonferenz am 03. Februar 2005

(in der am 20.01.05 beschlossenen Fassung)

Die Delegiertenversammlung der AfB Berlin möge beschließen:

Der Landesparteitag der SPD Berlin möge beschließen:

Werteerziehung

Die SPD Berlin bekräftigt ihren Parteitagsbeschluss vom 7. April 2001 zur Werteerziehung und zur Einführung eines wertebildenden Pflichtfaches und präzisiert ihn aufgrund der inzwischen erfolgten Bestätigung des Faches LER (Lebensgestaltung-Ethik-Religionskunde) in Brandenburg und wegen der deutlichen Zunahme der Angebote des Religions- und Weltanschauungsunterrichts an der Berliner Schule, einschließlich islamischen Religionsunterrichts, wie folgt: 

Werte wie Toleranz, Demokratie, Gemeinschaft, Menschlichkeit müssen verstärkt vermittelt werden, insbesondere angesichts zunehmenden rechtsradikalen Denkens bei Jugendlichen. Werteerziehung ist nur glaubhaft, wenn Erwachsene, insbesondere Eltern, Lehrerinnen und Politiker/innen sie vorleben und sich selbst an die Grundwerte der Demokratie halten. Die SPD Berlin tritt für eine verstärkte Werteerziehung in der Jugendarbeit, in der Kindertagesstätte, im Schulleben und in allen Unterrichtsfächern der Schule ein. Das Wissen über die Wertmaßstäbe einer Gesellschaft und die Erfahrung gelebter freiheitlich-demokratischer Werte sind Voraussetzungen für die Entwicklung der Heranwachsenden zu selbstbewussten Persönlichkeiten und ihre Befähigung zum engagierten und verantwortlich Handeln in  der Gemeinschaft.
Die SPD Berlin will daher der politischen Bildung in Schulen und Jugendarbeit wieder einen höheren Stellenwert geben. Sozialkundliche Themen im vorfachlichen Unterricht und das Fach Sozialkunde müssen inhaltlich und im Umfang ausgebaut werden.

Ein zeitgemäße wertebezogene Bildung erfordert gerade in der pluralen Metropole Berlin integrative Unterrichtsformen, bei denen Schülerinnen und Schüler unterschiedlicher politischer und religiöser bzw. weltanschaulicher Auffassungen sich gemeinsam mit Fragen der Wertorientierung, mit unterschiedlichen Weltreligionen, Weltanschauungen und Lebensauffassungen beschäftigen und im Dialog lernen, eigene Vorstellungen weiterzuentwickeln, fremde Auffassungen und Lebensformen zu respektieren und zu verstehen. Die SPD Berlin setzt sich deshalb für die Einführung des Faches LER als Pflichtfach ohne eine Abmeldeklausel ein. 

Die schulische Aufgabe einer religiös-weltanschaulich neutralen Wertevermittlung darf nicht an Weltanschauungs- und Religionsgemeinschaften delegiert werden. Ein bekenntnisgebundener Religions- oder Weltanschauungsunterricht kann ein allgemeinbildendes Schulfach nicht ersetzen. Deshalb lehnt die SPD Berlin die Einführung eines Wahlpflichtbereiches LER/Religionsunterricht ab. Außerdem würden für das Land Berlin, das von Verfassungs wegen grundsätzlich zur Gleichbehandlung aller Antragsteller und Anbieter verpflichtet ist, dadurch erhebliche finanzielle Probleme entstehen.

Die Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften sollen aber wie bisher einen eigenen bekenntnisgebundenen Unterricht in den Räumen der Schule anbieten können. Die Zulassung kann nur auf der Basis des Grundgesetzes erfolgen und darf keine Religions- oder Weltanschauungsgemeinschaft diskriminieren. Jedoch soll der Staat gewisse Zulassungsvoraussetzungen festlegen. So kann er prüfen, ob es sich bei den Antragstellern auf Bekenntnisunterricht tatsächlich um Religions- bzw. Weltanschauungsgemeinschaften handelt; er kann prüfen, ob die einzureichenden Rahmenpläne grundsätzlich mit der Verfassung und den allgemeinen Bildungs- und Erziehungszielen konform gehen. Er kann Anforderungen an die Qualifikation der Lehrkräfte stellen und er kann den Unterricht durch angemeldete oder unangemeldete Unterrichtsbesuche im Rahmen seines Aufsichtsrechtes kontrollieren.

Zur Begründung

Die bereits im Beschlussentwurf enthaltenen gesellschaftlich-pädagogischen Begründungen, besonders die Hervorhebung der Wichtigkeit eines gemeinsamen Unterrichts zu Fragen der Lebensgestaltung, Ethik und von Religionen und Weltanschauungen können durch folgende juristische bzw. rechtspolitische Begründungsaspekte ergänzt werden:

a) zum Fach Lebensgestaltung-Ethik-Religionskunde (LER)
Es ist zunehmend plausibel, dass gerade in Berlin ein verpflichtendes wertebezogenes Unterrichtsfach wie LER einzurichten ist. Angesichts der in Brandenburg getroffenen Abmeldemöglichkeit für Schülerinnen und Schüler, die Religionsunterricht besuchen, wird allerdings bezweifelt, ob in Berlin ein Pflichtfach LER ohne Abmeldeklausel rechtlich möglich ist. 

Dazu ist zunächst darauf hinzuweisen, dass der Abmeldeklausel in Brandenburg keine Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zugrundeliegt, sondern lediglich ein politisch motivierter Vergleichsvorschlag, um den Rechtsstreit ohne ein Urteil beenden zu können. Eine Abmeldemöglichkeit ist pädagogisch nicht sinnvoll und rechtlich nicht geboten, wie ein Vergleich mit Fächern der politischen Bildung verdeutlicht, in denen verschiedene politische Auffassungen Gegenstand des zur Neutralität verpflichteten Unterrichts sind, der im Übrigen auch von Lehrkräften erteilt wird, die selbst unterschiedliche politische Auffassungen haben können. 

Hinsichtlich der ethischen Bildung hat das Bundesverwaltungsgericht in seiner Entscheidung zum Ethikunterricht im Land Baden-Württemberg vom 17. Juni 1998 (Az. BVerwG 6 C 11.97) festgestellt, dass der Landesgesetzgeber aufgrund seiner Gestaltungsvollmacht (Art. 7 Abs. 1 des Grundgesetzes) befugt ist, einen Ethikunterricht als Pflichtfach ohne Abmeldeklausel einzuführen („Der Landesgesetzgeber wäre nicht gehindert, Ethikunterricht für alle Schülerinnen und Schüler vorzusehen und in Kauf zu nehmen, daß die am Religionsunterricht teilnehmenden Schüler im Verhältnis zu den anderen Schülern zusätzliche Schulstunden haben.“, S. 15). 

b) zu Fragen des Religions- bzw. Weltanschauungsunterrichts: 

Angesichts der Zulassung der Islamischen Föderation aufgrund eines Urteils des Bundesverwaltungsgerichts vom Februar 2000 und der wachsenden Zahl der Anbieter von Bekenntnisunterricht (seit 2001 sind zu den traditionellen vier Anbietern weitere vier dazugekommen), gibt es gerade in letzter Zeit wieder Überlegungen, die auf eine Veränderung des Status des Religionsunterrichts (hin zu einem ordentlichen Lehrfach nach Art. 7 Abs. 3 Satz 1 GG) und auf die Beschränkung der Zahl der Anbieter durch den Ausschluß bzw. die Benachteiligung kleinerer Religions- bzw. Weltanschauungsgemeinschaften zielen. 

Rechtsgutachten haben hingegen ergeben, dass von Verfassungs wegen weder durch die Statusveränderung des Religionsunterrichts noch durch eine verfassungswidrige Einschränkung der Anbieter auf zahlenmäßig große Bekenntnisgemeinschaften eine Beschränkung der Anbieterzahl erreicht werden kann. Eine Priviliegierung der christlichen Kirchen und anderer zahlenmäßig in Berlin großer Religionsgemeinschaften wäre auch beim einem staatlichen Bekenntnisunterricht verfassungswidrig.  Zudem ist die Einführung eines staatlichen Religions- und Weltanschauungsunterrichts in Berlin wegen des hier geltenden Art. 141 GG („Bremer Klausel“) rechtlich umstritten. Weiterhin wäre der Staat verpflichtet für alle Anbieter von Bekenntnisunterricht 100 % der Kosten für den Unterricht und die Lehrerbildung (Lehrstühle an Universitäten etc.) aufzubringen.  

Das Islamismus-Problem läßt sich deshalb durch die Einführung eines staatlichen Religions- und Weltanschauungsunterrichts nicht lösen. Die Islamische Föderation, der Kontakte zu fundamentalistischen Kreisen nachgesagt werden, ist auf der Basis des Grundgesetzes als Religionsgemeinschaft anerkannt worden. Somit wäre auch für sie ein staatlicher Religionsunterricht einzurichten. Die Kontrollmöglichkeiten des Unterrichts wären die gleichen wie beim jetzigen Status eines nichtstaatlichen Religionsunterrichts. 
(am 20.01.2005 im KV der AfB Steglitz-Zehlendorf einstimmig beschlossen)

